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12. Dezember 2024
Offene Einregulierung Sanierungspflichtiger Heizkessel "Typ Heizkessel" "Adresse Heizkessel" Gewährung des rechtlichen Gehörs 
​
​
Sehr geehrte Damen und Herren
​
Nach unserem Kenntnisstand betreiben Sie «an der Adresse» eine Ölfeuerung vom Typ «Typ Heizkessel», Baujahr XXXX, mit einer Feuerungswärmeleistung von X kW. Gestützt auf Art. 13 der Luftreinhalte-Verordnung vom 16. Dezember 1985 (LRV; SR 814.318.142.1) werden die Emissionen von Ölfeuerungsanlagen alle zwei Jahre kontrolliert. Nachfolgend sind die Ergebnisse der letzten Messung aufgeführt. Messwerte über dem Grenzwert sind kursiv dargestellt:

	Datum
	Russzahl
	Ölderivate
	CO [mg/m3]
	NO2 [mg/m3]
	Abgasverlust [%]

	Datum
	X
	X
		00 ± 20
		000 ± 20
		0.0 ± 0.5

	Grenzwert
	1
	negativ
		80
		120
		7.0



Ihre Feuerungsanlage überschreitet die Grenzwerte der LRV für «überschrittene Grenzwerte». Eine erhöhte Russzahl und Überschreitungen des Grenzwertes für Kohlenstoffmonoxid lassen sich bei Ölfeuerungen in der Regel mit einer Einregulierung beheben. Deswegen wurden Sie von der «Administrationsstelle» aufgefordert, Ihre Anlage innerhalb von 30 Tagen einregulieren zu lassen. Nach unserem Wissensstand sind Sie auf diese Aufforderung nicht eingetreten, obwohl Ihnen dargelegt wurde, dass die Sanierung andernfalls von der «Gemeinde» kostenpflichtig verfügt werden wird.

Wir sehen uns deshalb veranlasst, die Sanierung Ihrer Anlage demnächst mittels eines Entscheides des «Stadt-/Gemeinderates» verfügen zu lassen. Die Sanierung Ihrer Anlage kann voraussichtlich ohne erhebliche Investitionen durchgeführt werden. In solchen Fällen beträgt die Sanierungsfrist nach Art. 10 Abs. 2 lit a. LRV weniger als fünf Jahre, aber mindestens 30 Tage. Aufgrund der vorliegenden Ausgangslage werden wir beim «Stadt-/Gemeinderat» eine kurze Sanierungsfrist von 30 Tagen beantragen. 
Eine solche Verfügung ist kostenpflichtig (ca. Fr. 640.-). Darüber hinaus sind solche Verfügungen mit einer Strafandrohung verknüpft und ein Nichteinhalten der Verfügung kann mit Bussen bestraft werden. Zuletzt hält sich die zuständige Behörde vor, im Säumnisfall die Ersatzvornahme einzuleiten. 


Dieses Schreiben dient der Gewährung des rechtlichen Gehörs vor dem Erlass der genannten Verfügung durch den Stadt-/Gemeinderat gemäss § 46 des Gesetzes über die Verwaltungsrechtspflege vom 3. Juli 1972 (VRG, SRL Nr. 40). Sie erhalten hiermit die Möglichkeit, sich zum geschilderten Sachverhalt zu äussern und uns innert 30 Tagen eine entsprechende Stellungnahme einzureichen.

Wir bieten Ihnen zugleich letztmalig die Möglichkeit, Ihre Anlage durch eine*n Servicemonteur*in einregulieren zu lassen, bevor die erwähnte Verfügung erlassen wird. Sollten Sie von dieser Möglichkeit Gebrauch machen wollen, ist uns dies innert 30 Tagen schriftlich mitzuteilen und die erfolgte Einregulierung nach spätestens 60 Tagen ab Erhalt dieses Schreibens mit der beigelegten gelben Rückmeldekarte zu bestätigen. Der*die Servicemonteur*in kann die Messung nach der Einregulierung nur vornehmen, wenn er*sie die erforderliche Ausbildung vorweisen kann. Andernfalls kann die Messung von einer Person auf der Zulassungsliste vorgenommen werden. Die Zulassungsliste ist auf www.gesch-feuko.ch zu finden. Sollte die Einregulierung nicht erfolgreich sein, wird basierend auf den Messwerten eine angepasste Sanierungsfrist festgelegt.

Falls wir «von Adresse Heizkessel» die gelbe Rückmeldekarte nicht innert 60 Tagen zurückerhalten, werden wir die Angelegenheit unter Berücksichtigung einer allfälligen anderweitigen Stellungnahme dem Stadt-/Gemeinderat zum Beschluss vorlegen.
​
Freundliche Grüsse
​
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​
Beilagen
Gelbe Rückmeldekarte nach erfolgter Einregulierung
​
Kopie an
"Administrationsstelle"
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